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Einführung

Den thematischen Schwerpunkt dieses Forum-Heftes stellt die Erosion der kommunistischen Herrschaftssysteme an der westlichen Peripherie des Ostblocks dar, und zwar am Beispiel der Tschechoslowakei und Polens. Die Zerschlagung des Prager Reformversuchs durch die Panzer der Warschauer-Pakt-Staaten im August 1968 trug zu dieser Erosion erheblich bei und bildete eine Zäsur in der Geschichte des Ostblocks. Das Scheitern des „Prager Frühlings“ beendete eine Epoche, die der 20. Parteitag der KPdSU vom Februar 1956 eingeleitet hatte – die Epoche der reformkommunistischen Träume von der Errichtung eines „Sozialismus mit menschlichem Antlitz“ unter den Bedingungen einer marxistischen Gesinnungsdiktatur. Kommunistische Regime galten von nun an in den Augen vieler Regimekritiker als nicht reformierbar. 

Hier sieht man, wie asynchron sich der westliche und der östliche Teil des europäischen Kontinents damals entwickelten. Das Jahr 1968, das sich im Westen mit einer marxistischen Renaissance assoziierte, symbolisierte im Osten den Abschied von der marxistischen Idee. Statt an die Reformer in der Partei begannen die osteuropäischen Regimekritiker nun in einem immer stärkeren Ausmaß an die Gesellschaft und an die Weltöffentlichkeit zu appellieren – dies waren die neuen Hoffnungsträger der Opposition.

Die Wegbereiter dieser neuen Strategie waren, zur allgemeinen Überraschung der Weltöffentlichkeit, die sowjetischen Dissidenten. Neue Impulse für die Bekämpfung des Absolutheitsanspruchs der kommunistischen Regime kamen also ausgerechnet aus einem Land, in dem die Unterdrückung jedes freien, von der Generallinie der Partei abweichenden Denkens etwa dreißig Jahre länger dauerte, als dies in den anderen kommunistischen Ländern der Fall war, die erst 1944/45 in die Einflusssphäre Moskaus gerieten.

Die sowjetische Dissidentenbewegung entstand infolge der nicht zu Ende geführten Entstalinisierung, denn die Abkehr der regierenden Eliten von den stalinistischen Herrschaftsmethoden, die der 20. Parteitag der KPdSU eingeleitet hatte, ging für viele unabhängig denkende Kreise in der UdSSR nicht weit genug. Dass die Dissidentenbewegung entstehen konnte, wies aber zugleich auf das Ausmaß der Veränderungen hin, die sich in den Regimen sowjetischen Typs nach dem Tode Stalins vollzogen. Der weitgehende Verzicht der Machthaber auf Massenterror und auf rücksichtslose wirtschaftliche Ausbeutung der Bevölkerung stellte eine wahre Revolution von oben dar, die das politische Klima in der gesamten Region grundlegend veränderte. 

Zu den größten Schwächen der sowjetischen Dissidentenbewegung gehörte die Tatsache, dass sie nicht imstande war, breitere Bevölkerungsschichten, nicht einmal breitere Schichten der sowjetischen Intelligenz, zu beeinflussen. Worauf lässt sich diese Isolierung der Andersdenkenden zurückführen? Warum vermochten die Bolschewiki das zu erreichen, worum die zarische Autokratie sich seinerzeit so vergeblich bemüht hatte – die überwältigende Mehrheit der Intelligenz zum konformistischen Verhalten zu zwingen? Dieser „Erfolg“ wird oft auf den totalitären Terror der bolschewistischen Machthaber zurückgeführt, mit dem sich die Unterdrückungsmaßnahmen des vorrevolutionären Regimes in keiner Weise vergleichen lassen. Warum hat sich aber die Haltung der sowjetischen Intelligenz nach der Abkehr des Regimes vom Massenterror nach dem Tode Stalins so wenig verändert? Diese Frage ist bis heute nicht eindeutig zu beantworten. 

In den Ländern Ostmitteleuropas war die Entstehung der Dissidentenbewegung eng mit dem Scheitern der reformkommunistischen bzw. „revisionistischen“ Konzeption verbunden. Der tschechische Reformer Zdeněk Mlynář wies seinerzeit darauf hin, dass diese Konzeption in Polen besonders tief diskreditiert worden war, und zwar deshalb, weil sie hier, anders als in Ungarn und in der Tschechoslowakei, nicht gewaltsam von außen, sondern durch die eigene Parteiführung unter Władysław Gomułka zerstört wurde. Den Höhepunkt dieser Entwicklung stellte die gewaltsame Zerschlagung der Studentendemonstrationen im März 1968 dar, die von einer antisemitischen Kampagne des Regimes begleitet wurde.

Die Ereignisse vom März 1968 stifteten Verwirrung in den Reihen der polnischen Regimekritiker und führten ihnen ihre Ohnmacht deutlich vor Augen. Die konzeptionelle Ratlosigkeit wurde auch nach dem Sturz Gomułkas im Dezember 1970 infolge der Arbeiterunruhen an der polnischen Küste und nach der vorübergehenden Liberalisierung des Regimes unter Edward Gierek nicht überwunden. Nach den Arbeiterprotesten gegen die von der Regierung angekündigten Preiserhöhungen vom Juni 1976 hatte sich jedoch die neue politische Konzeption, die die polnischen Nonkonformisten seit Mitte der sechziger Jahre vermisst hatten, beinahe über Nacht herauskristallisiert. Es wurde das Komitee zur Verteidigung der Arbeiter (KOR) gegründet. Die konkrete materielle und juristische Hilfe, die das KOR den verfolgten Arbeitern zukommen ließ, trug sehr schnell dazu bei, das Misstrauen der Arbeiter gegenüber den Intellektuellen zu überwinden.1 Auf diese Weise gelang es den polnischen Regimekritikern, im Gegensatz zu den sowjetischen, aus dem intellektuellen Ghetto auszubrechen. Die führenden Theoretiker des KOR, Jacek Kuroń und Adam Michnik, entwickelten nun neue politische Konzeptionen, die für das Handeln der Opposition prägend werden sollten. Michnik vertrat die Ansicht, dass die Regimekritiker nicht mehr an die Partei, sondern an die Gesellschaft zu appellieren hatten. Die Partei werde die demokratische Erneuerung nur dann zulassen, wenn die Gesellschaft auf sie einen entsprechenden Druck ausüben werde. Diese Hinwendung zur Gesellschaft mit dem Ziel, ihre Widerstandskraft allmählich zu steigern, bezeichnete Michnik als den „neuen Evolutionismus“ (1976). Ähnlich argumentierte auch Jacek Kuroń: Das Endziel der polnischen Opposition waren nach Kuroń (1976) demokratisches System und politische Souveränität des Landes. Um dieses Programm zu verwirklichen, musste die Opposition alle gesellschaftlich relevanten Kräfte, die ähnliche Ziele verfolgten, zu integrieren versuchen.2 Die Selbstorganisation der Gesellschaft sollte diese in ein politisches Subjekt, in einen ebenbürtigen Kontrahenten des Regimes verwandeln. Mit der Gründung der Gewerkschaft Solidarność im Jahre 1980 wurde das Kurońsche Konzept zu einem beträchtlichen Teil verwirklicht.

Wichtiger Bestandteil des Programms der polnischen Dissidenten der siebziger Jahre war der demokratische bzw. „antitotalitäre“ Konsens. Ideologische Kontrahenten, die bis dahin scharf gegeneinander polemisierten, waren nun bereit, über weltanschauliche Differenzen hinweg sachlich miteinander zu kooperieren. Vor allem handelte es sich hier um Vertreter der nonkonformistischen Linken und um katholische Regimekritiker.3 

Die Entstehung der Solidarność-Bewegung lässt sich als der größte Erfolg nicht nur des polnischen, sondern des gesamten osteuropäischen Dissenses betrachten. Dem Charakter dieser Bewegung, den Ursachen für ihren Triumph im August 1980 wie auch für ihr vorübergehendes Scheitern 16 Monate später (nach der Ausrufung des Kriegsrechts) ist einer der Beiträge in der ersten Rubrik des Heftes gewidmet. In seinem abschließenden Teil wird der Beitrag auf die Gründe für den erneuten Triumph der Solidarność während der friedlichen Revolution von 1989 eingehen.

Die Entwicklungen in Polen nach 1976 hatten für die Regimekritiker in Ostmitteleuropa eine Art Vorbildcharakter. Vor allem in der Tschechoslowakei wurden nun Versuche unternommen, das polnische Vorbild nachzuahmen. Auch hier begann sich der „antitotalitäre“ Konsens herauszukristallisieren. Die in der Tschechoslowakei im Januar 1977 entstandene Charta 77 war für diese Entwicklung typisch. Es beteiligten sich an ihr Trotzkisten, ehemalige kommunistische Würdenträger, Katholiken und Protestanten. Mit einem der führenden Vertreter der regimekritischen Kreise in der ČSSR, mit dem Philosophen Milan Šimečka, befasst sich der in Bratislava wirkende Politikwissenschaftler Dirk Mathias Dalberg in einem anderen Beitrag der Rubrik „Der Abschied vom Kommunismus“. Dalberg weist darauf hin, dass Šimečka zwar die Charta 77 nicht unterzeichnet hatte, aber dennoch mit den Protagonisten der Bewegung eng kooperierte. Šimečkas politisches Programm zeichnete sich durch eine Absage an das utopische Denken als solches aus, auch an den sozialistischen Utopismus. Die Anregungen für eine demokratische Erneuerung seines Landes suchte er in der 1918 entstandenen Tschechoslowakischen Republik, die bis zu ihrer gewaltsamen Zerstörung durch das NS-Regime zu den letzten Bastionen der Demokratie in Mittel- und Osteuropa gezählt hatte.

In unserer Rubrik „Zeitgeschichte“ drucken wir eine Diskussion ab, die im Februar 2011 im Rahmen der Offenen Akademie der Münchner Volkshochschule stattfand. Die Diskussionsrunde, die sich nach dem Vorbild des von Marcel Reich-Ranicki gegründeten „Literarischen Quartetts“ „Zeithistorisches Quartett“ nannte, befasste sich mit kurz zuvor erschienenen Büchern zur Geschichte des 20. Jahrhunderts. Die Diskutanten nahmen auch zum sogenannten „Kampf der Erinnerung“ Stellung, der insbesondere nach der Wende von 1989 akut wurde. Damals meldeten sich die Völker der „vergessenen“ östlichen Hälfte Europas, die bis dahin vom allgemein europäischen Diskurs abgeschnitten waren, zu Wort und boten ihre eigenen Interpretationen der Vergangenheit an, die von denjenigen der Westeuropäer vielfach abwichen. Was die östliche Hälfte des Kontinents von der westlichen unterscheidet, ist die Tatsache, dass viele Völker des Ostens, im Gegensatz zum Westen, nicht nur eine, sondern zwei Varianten des Totalitarismus erdulden mussten. So ist der Vergleich zwischen der nationalsozialistischen und der stalinistischen Herrschaft hier nicht nur Gegenstand historischer Diskurse, sondern auch Bestandteil des kollektiven Gedächtnisses. Mit dieser Besonderheit der östlichen Erinnerungskultur, mit der „doppelten“ Vergangenheitsbewältigung, wird jetzt das vergrößerte Europa konfrontiert, wobei viele Irritationen und Missverständnisse entstehen. Mit der Eigenart des östlichen kollektiven Gedächtnisses befasste sich auch das „Zeithistorische Quartett“. Die Diskussion des „Quartetts“ wurde einfühlsam durch den Münchner Historiker und Mitarbeiter des Instituts für Zeitgeschichte Jürgen Zarusky moderiert, der am 4. März 2019 nach kurzer, schwerer Krankheit im Alter von 60 Jahren verstorben ist. Die Forum-Redaktion trauert um ihren langjährigen Autor. Wir werden seine höchst aufschlussreichen und anschaulich geschriebenen Texte sehr vermissen.

In der Rubrik „Eichstätter Vorträge“ veröffentlichen wir den zweiten Teil des Beitrags des Eichstätter Politikwissenschaftlers Bernhard Sutor über die Herausforderungen, mit denen nicht nur die ungefestigten, sondern auch die konsolidierten Demokratien aktuell konfrontiert werden. Sutor wendet sich gegen die allzu moralistische Attitüde mancher Kritiker der Demokratie, gegen eine oft geäußerte Fundamentalkritik am parlamentarischen Staat und seinen Institutionen und schreibt: 

Man kann an unserem Parlamentarismus viel kritisieren, und man soll es auch, aber mit Verständnis für Sinn und Funktionen der Institutionen und auch mit dem angemessenen Respekt für die Akteure, die doch unsere eigenen Repräsentanten sind. Unser Wahlakt ist ein Akt des Vertrauens. Ein Volk, das seine Parlamentarier verachtet, verachtet sich selbst.

Wir möchten uns an dieser Stelle erneut beim „Wochenschau Verlag“ herzlich für die Genehmigung bedanken, die revidierte Fassung der Essaysammlung von Herrn Sutor, die ursprünglich in diesem Verlag erschienen ist, im Forum zu veröffentlichen. 

In der Rubrik „Historische Texte“ publizieren wir den ersten Teil der Schrift „Götzendämmerung“ des russischen Philosophen Simon L. Frank, die 1924 in Berlin erschienen ist. In diesem Text setzte sich Frank mit dem bei der russischen Intelligenz im Zarenreich verbreiteten Glauben an die erlösende Kraft der Revolution auseinander. Einige Jahre, bevor Antonio Gramsci sein Hegemonie-Modell entwickelte, schilderte Frank die Folgen der Dominanz eines einzigen weltanschaulichen Lagers im öffentlichen Diskurs. Im Zarenreich, in dem der scheinbar allmächtige Staat das gesamte politische Geschehen im Lande zu kontrollieren suchte, war die Öffentlichkeit in einer ähnlich autokratischen Manier von den Gegnern des zarischen Regimes beherrscht: „In der dichotomischen Welt der Verfechter der Revolution galt die damals existierende politische Ordnung … als die einzige Quelle des Bösen“, so Frank. Diejenigen, die diesen Glauben nicht teilten, wurden geächtet und in die Kategorie der „Feinde des Volkes“ eingereiht, fügt Frank hinzu. 

Die deutsche Fassung der Schrift „Götzendämmerung“ wurde ursprünglich im siebten Band der achtbändigen Frank-Edition publiziert, die im „Verlag Karl Alber“ Freiburg/München erschienen ist.4 Ich danke dem Verlag herzlich für die Genehmigung, diesen Text im Forum zu veröffentlichen.

Abschließend möchte ich mich auch herzlich bei Herrn Dr. Peter Paul Bornhausen bedanken, der diese Ausgabe des Forums sorgfältig lektorierte, und bei Frau Dr. Marina Tsoi für die technische Betreuung des Heftes.

 

Leonid Luks
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I. Der Abschied vom Kommunismus

Dirk Mathias Dalberg

Pragmatismus und Pluralismus statt Utopien. Milan Šimečka über politisch-kulturelle Grundlagen der Demokratie.1

 

Abstract

In the mid-1980s soviet-leader Mikhail Gorbachev formulated his perestroika. This program was supposed to be the basis for a reform of the Soviet Union and allow the communist states in East-Central Europe more freedom, up to the choice of their own political system. However, Czechoslovak Communist party criticised the ideas formulated by Gorbachev. Czech dissident Milan Šimečka (1930–1990) also expressed reservations about perestroika, which he considered dangerous utopia. Instead, he advocated a new political culture that should pave the way for democracy. This new political culture, characterized by pragmatism and pluralism, Šimečka understood as a positive counterpart to the existing political culture. This new political culture was an important prerequisite for democracy. According to Šimečka Czechoslovakia could rely on experiences with democracy in the interwar-period.

 

In den 1980er Jahren geriet die Sowjetunion in eine schwierige wirtschaftliche Lage. Der Einbruch der Ölpreise am Weltmarkt sorgte für einen Rückgang der beachtlichen Mehreinnahmen aus dem Ölgeschäft. Dies wiederum ließ die Mängel der sowjetischen Ökonomie zutage treten. Um die offenkundigen Defizite des sowjetischen Systems zu beheben, entwickelte der am 11. März 1985 zum Generalsekretär des ZK der KPdSU gewählte Michail Gorbačev ein Programm von zunächst grundlegenden wirtschaftlichen und später auch politischen Reformen.2 Belegt wurde dieses Programm mit dem Schlagwort Perestrojka.3 Deren wesentliche Elemente waren zusammengefasst: 

1. Einrichtung von Marktmechanismen mit Wirtschaftssubjekten, die individuelle Entscheidungsmöglichkeiten haben. 2. Umbau des Staates in Richtung Selbstverwaltung, d.h. Verlagerung der Entscheidungsbefugnis auf die unteren Ebenen. 3. Demokratisierung, d.h. direkte Beteiligung der Bürger an politischen Entscheidungen. 4. Herstellung von Rechtssicherheit und der Herrschaft des Rechts gegenüber parteilicher Willkür. 5. Neue internationale Politik auf der Grundlage der Selbstbestimmung der Völker und des Völkerrechts.4

Der von Gorbačev geplante Umbau der sozialistischen Gesellschaft galt auch für die sozialistischen Bruderstaaten. Sie sollten sich ebenfalls an der Perestrojka orientieren und sie umsetzen. Im Juni 1988 sprach Gorbačev auf einer Parteikonferenz jedoch ebenso von der „Freiheit der Wahl, die jedem Volk zustehe“. In diesem Zusammenhang verurteilte er alle Versuche, „jemandem eine Gesellschaftsordnung, Lebensweise oder Politik […] aufzuzwingen“. Diese Ansicht wiederholte er im Dezember 1988 vor dem Forum der Vereinten Nationen. Für ihn war dies die einzig mögliche Schlussfolgerung, „die sich aus dem Verzicht auf die Brežnev Doktrin“5 ergab.

Bei der Staatsführung der Tschechoslowakei rief die Perestrojka Ängste vor einem Machtverlust hervor.6 Allerdings blieb die Kommunistische Partei der Tschechoslowakei (KPČ) ihrem prosowjetischen Kurs treu und wagte es nicht, sich gegen die sowjetische Reformpolitik zu stellen. Im März 1986 bekannte sich die Partei auf ihrem XVII. Parteitag zur Politik des Umbaus. In der Realität zeigte sie hingegen wenig Bereitschaft, „dem Kurs Gorbačevs zu folgen oder die Reformansätze in Polen und Ungarn zur Kenntnis zu nehmen“.7 

In der Tschechoslowakei stand indes nicht allein die Führung des Landes den sowjetischen Reformbemühungen kritisch gegenüber. Zu den Kritikern von Gorbačevs Perestrojka gehörte auch Milan Šimečka. Zwar begrüßte der in der Slowakei lebende tschechische Philosoph und Essayist die Perestrojka als „letzte Chance“, die bestehenden Spannungen zwischen Ost und West zu mindern und die globale Konfrontation zu überwinden,8 die zum Einsatz von Atomwaffen führen könne und die Existenz der Erde bedrohe.9 Allerdings hätte Osteuropa einschließlich der Tschechoslowakei „weder eine genau definierte Reformkonzeption noch eine neue Ideologie des Umbaus“10 gebraucht. Kritisch äußerte sich Šimečka ebenso zu den Bemühungen der tschechoslowakischen Dissidenten, der bestehenden Gesellschaft eine Ordnung entgegenzustellen, die „einen Hybrid der beiden europäischen Erfahrungen“11 darstellen würde. Gemeint war ein dritter Weg, der die Stärken des westlichen und des östlichen Systems vereinigt. Grundsätzlich hielt sich Šimečka bei Diskussionen über die konkrete Form einer zukünftigen politischen Ordnung aber zurück.12 Er sprach lediglich ganz allgemein von der Notwendigkeit des Aufbaus einer demokratischen Gesellschaft.

 

Milan Šimečka

Milan Šimečka wurde am 6. März 1930 im schlesischen Nový Bohumín (Neu-Oderberg) geboren. Er starb am 24. September 1990 in Prag. Nach der Beendigung des Gymnasiums im mährischen Olomouc studierte er von 1949 bis 1953 tschechische und russische Literatur sowie Philosophie an der Universität in Brno. Im Anschluss an sein Studium ging Šimečka im Herbst 1954 in die Slowakei. Zunächst wurde er Assistent an der Medizinischen und Pharmazeutischen Fakultät der Comenius-Universität in Bratislava. Ab 1957 wirkte er an der dortigen Hochschule der musischen Künste (Vysoká škola múzických umění), wo er sich auch habilitierte. An beiden Einrichtungen lehrte er marxistische Philosophie.13

In den 1960er Jahren publizierte Šimečka in Zeitschriften wie Kultúrny život, Literární noviny und Literární listy. Im Wintersemester 1967/68 war er Stipendiat des Instituts für europäische Geschichte in Mainz. Dort verfasste er u.a. eine Studie zu Herbert Marcuse14 und kam mit den Arbeiten von George Orwell in Kontakt, die sein Denken beeinflussten. Zu dieser Zeit widmete sich Šimečka ferner ausführlich dem Studium sozialer Utopien und dem Utopismus „als Typ des Denkens und Handelns“. Aus diesem Studium gingen zwei Bücher hervor: Die sozialen Utopien und die Utopisten (1963) und Krise des Utopismus (1967).15 In diesen Schriften konfrontierte er die Utopien mit realen geschichtlichen Entwicklungen.16

Während des Prager Frühlings forderte Šimečka weniger die Reformierung der bestehenden politischen Institutionen als vielmehr einen neuen politischen Stil, neue politische Regeln sowie neue politische Vertreter.17 Den tschechoslowakischen Reformprozess interpretierte er als „Rückkehr zur europäischen sozialistischen Tradition, zur Tradition des demokratischen Sozialismus“. In diesem Sinne stellte er auch eine „Rückkehr nach Europa“18 dar.

Nach der Niederschlagung des Prager Frühlings wurde Šimečka im März 1970 aus der KPČ ausgeschlossen und verlor seinen Arbeitsplatz. In den folgenden Jahren arbeitete als Kraftfahrer und Baggerführer.19 Vom 6. Mai 1981 bis zum 27. Mai 1982 war er in Untersuchungshaft in Bratislava und Prag. Reflektiert wird diese Erfahrung in den Briefen aus dem Gefängnis20. Zu den wichtigsten Werken aus den 1970er und 1980er Jahren gehören Die Erneuerung der Ordnung,21 Die Gemeinschaft der Furcht,22 Unser Kamerad Winston Smith,23 Rundumverteidigung24 sowie die mit dem slowakischen Dissidenten Miroslav Kusý verfasste Schrift Großer Bruder und große Schwester.25 In diesen teilweise autobiographische Züge tragenden Arbeiten versuchte Šimečka die Frage zu beantworten, warum das nach der Niederschlagung des Prager Frühlings errichtete Normalisierungsregime so stabil war.26 

In den 1970er Jahren vertrat Šimečka, ähnlich wie Miroslav Kusý, die Ansicht, dass sich das tschechoslowakische Regime seit der Niederschlagung des Prager Frühlings im August 1968 auf einen „Gesellschaftsvertrag“ stütze, „wie ihn sich Jean-Jacques [Rousseau] nur schwer hätte ausdenken können“. Es handele sich um einen „verhältnismäßig verlässlichen Gesellschaftsvertrag“,27 der die Ordnung im Staat zuverlässiger sicherstelle „als teure und überflüssige Aufsichtsorgane“.28 Diesem „Vertrag“ zufolge hatten die Bürger zu allen Entscheidungen der führenden Partei in der Öffentlichkeit zu schweigen. Dies bedeutet, seinen „persönlichen Wahrheiten und Überzeugungen“ zu entsagen bzw. diese als Fehler und Irrtümer zu erkennen.29 Schweigen bedeute auch, dem Staat gegenüber loyal zu sein, Zweifel hintanzustellen und sich stattdessen in die bestehende Ordnung einzubinden.30 Eine zweite Regel besagte, dass die Bürger ein öffentliches Bekenntnis zum Sozialismus abzulegen hätten. Dies bedeutete an den Wahlen der Einheitsliste der Nationalen Front sowie an politischen Versammlungen und politischen Manifestationen wie bspw. dem 1. Mai teilzunehmen.31 Hierbei mussten die Bürger im Sinne von George Orwell eine neue Sprache verwenden.32 Gingen die Menschen auf diese Forderungen ein, würden sie in materieller Hinsicht belohnt und hätten in ihrem privaten Leben gewisse liberale Freiheiten. Die Nichtbeachtung des Vertrages wiederum hätte negative Folgen. So würden die Menschen ihren Arbeitsplatz verlieren, verfolgt und eingesperrt. Infolgedessen sei die tschechoslowakische Gesellschaft durch Furcht und einen moralischen Niedergang gekennzeichnet, der seinen Ausdruck in Apathie, Lüge und Heuchelei finde.33

Obgleich er kein Signatar der Charta 77 war, pflegte Šimečka enge Kontakte zu dieser. Im Oktober 1988 gehörte er zu den Unterzeichnern des Manifests „Demokratie für alle“, das von der Bewegung für bürgerliche Freiheit (Hnutí za občanskou svobodu, HOS) herausgegeben wurde. Dieses war ein Aufruf zur gesellschaftlichen Selbstreflexion und zu Veränderungen. Es forderte die Errichtung einer pluralistischen Demokratie nach westlichem Vorbild und die Zulassung privater wirtschaftlicher Unternehmen.34

Am Ende der 1980er Jahre setzte sich Šimečka mit den politisch-kulturellen Grundlagen der Demokratie auseinander und beschäftigte sich erneut mit Utopien. Vom 31. Dezember 1987 bis zum 28. Februar 1989 verfasste er sein politisches Tagebuch Das Ende der Unbeweglichkeit, in dem er den allmählichen Niedergang des Normalisierungsregimes nachzeichnete.35 Im November 1989 war Šimečka als Vertreter der slowakischen Bürgerbewegung Öffentlichkeit gegen Gewalt (Verejnosť proti nasili, VPN) einer der intellektuellen Protagonisten der samtenen Revolution. Nach der Wahl Václav Havels zum Präsidenten der Tschechoslowakei am 29. Dezember 1989 war Šimečka bis zu seinem Tod Vorsitzender dessen Beraterstabes. 

Ab 1989 bildeten die Rückkehr zu den europäischen politischen und kulturellen Traditionen, der Aufbau einer demokratischen politischen Kultur, aber auch die Problematik der slowakisch-tschechischen Beziehungen den Schwerpunkt von Šimečkas Werk. Er war sich der Schwierigkeiten des Übergangs zur Demokratie bewusst und vertrat die Ansicht, dass die errungene Freiheit noch keine Demokratie sei.36

Milan Šimečkas Schriften und politisches Denken wurden bisher vorrangig in der Slowakei untersucht. Im Vordergrund stehen jedoch die Beschreibung seines publizistischen Wirkens und die Nennung seiner Schriften, ohne dass diese einer tieferen politikwissenschaftlichen und demokratietheoretischen Analyse unterzogen werden. Aus philosophischer Perspektive nähern sich die Philosophin Raisa Kopsová sowie Jolana Kusá Šimečkas Schriften.37 Der Politikwissenschaftler Juraj Marušiak fasst die Entwicklung von Šimečkas politischem Denken zusammen und unterscheidet hierbei vier Phasen (1955/56–1968, 1968–1969, 1970–1989, 1990).38 Der Politikwissenschaftler Norbert Kmeť zeigt Šimečkas Weg in den Dissent auf.39 Der Literaturwissenschaftler und Publizist Peter Zajac setzt sich mit Šimečkas Demokratievorstellung auseinander und der Philosoph Július Strinka analysiert Šimečkas Aussagen zum Systemwandel in den Jahren 1989/90.40 Die slowakische Zeitschrift Kritika & Kontext widmete Šimečka im Jahre 1999 ein Themenheft. In den oft positiven Beiträgen überwiegen persönliche Erinnerungen an Šimečka.41 Dies gilt ebenso für den Beitrag der tschechischen Prosaistin Eva Kantůrková.42 In Tschechien beschrieb der Historiker Milan Otáhal Šimečkas Wirken und fasste seine wichtigsten Schriften zusammen.43 In der angelsächsischen Welt gab H. Gordon Skilling einen wertvollen Orientierungsrahmen für die Auseinandersetzung mit Šimečka.44 

 

Perestrojka- und Utopiekritik

Šimečkas Zweifel an Gorbačevs Perestrojka gründen auf seiner Annahme, dass die Perestrojka „gefährlich abhängig […] vom Gedanken der Deformation des Sozialismus“ sei. Gorbačev habe die Meinung vertreten, dass der bestehende Sozialismus nicht der wirkliche Sozialismus war. Vielmehr handelte es sich beim Sozialismus im östlichen Europa um einen deformierten Sozialismus. Diese Sicht könnte Gorbačev, so Šimečka, „in eine Situation führen, in der sich notwendigerweise Stalins Fehler wiederholen“. Šimečka befürchtete, dass Gorbačev bei seinem Versuch, den Sozialismus „zurück auf den Weg“ zu bringen, den Gesellschaften Osteuropas erneut eine vorher ausgedachte, d.h. künstliche Ordnung von oben aufzwingen wolle, „irgendeinen verbesserten Sozialismus, einen reformierten Sozialismus“. Eine so verstandene Reform stütze sich jedoch auf „die alte utopische Vision, der zufolge es möglich ist, die Gesellschaft in ein wissenschaftlich begründetes rationales Schema zu zwängen und „zu bestimmen, wie sie leben, sich verhalten und sich ändern“ solle.45 Šimečka stand Gorbačevs Perestrojka somit deshalb kritisch gegenüber, weil er befürchtete, dass sie der Gesellschaft von oben übergestülpt werde: 
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